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Voraussetzung  
für den Abschluss einer uneingeschränkten Reise-

rücktrittsversicherung mit der Absicherung von Stor-

nierungskosten, Mehrkosten der Anreise sowie Be-

treuungs- und Pflegekosten ab dem vom Versiche-

rungsnehmer gewünschten Versicherungsbeginn: 

Der Versicherungsvertrag muss mindestens 30 Tage 

vor Beginn der Reise abgeschlossen werden.  

Ausnahme: Liegen zwischen Reisebuchung und Rei-

seantritt weniger als 30 Tage, muss der Abschluss 

der Reiseversicherung spätestens am 3. Tag nach 

Reisebuchung erfolgen. 

 
Travel day 

Bei der Versicherung einer einzelnen Reise  

 

Sind die nebenstehend aufgeführten Vorausset-

zungen nicht erfüllt, so kommt die Reiseversi-

cherung nach dem Tarif Travel day ohne die 

Leistungen der Reiserücktrittsversicherung nach 

Ziffer A.2.1 zu Stande. 

 

Der volle vereinbarte Reisepreis einschließlich der 

bei der Buchung anfallenden Vermittlungsentgelte 

muss in einem einzigen Versicherungsvertrag abge-

sichert werden. Wenn die wählbare Versicherungs-

summe nicht ausreicht, um den vollen Reisepreis 

abzusichern, ist nur eine Teilabsicherung möglich.  

In diesen Fällen besteht eine Unterversicherung (Zif-

fer A.5).  

Der Abschluss eines weiteren Vertrages würde die 

Leistung des Versicherers nicht erhöhen (Ziffer A.5). 

 

Es besteht Versicherungsschutz für die jeweils versi-

cherte Reise/das versicherte Arrangement mit der 

vereinbarten Reisedauer (mindestens 3, maximal 

365 Tage) und im vereinbarten geographischen Gel-

tungsbereich. Ist kein besonderer Geltungsbereich 

vereinbart, besteht Versicherungsschutz für Reisen 

weltweit. Der Versicherungsschutz gilt für private 

und/oder beruflich veranlasste Reisen.  

 

 

Travel+ 
Bei der Jahresversicherung 

Für die Reisen, für die die Abschlussvoraussetzun-

gen nicht erfüllt sind, besteht kein Versicherungs-

schutz für die Leistungen "Nichtantritt der Reise und 

verspäteter Reiseantritt" nach Ziffer A.2.1, für solche 

Reisen besteht Versicherungsschutz ausschließlich 

für die Leistungen nach Ziffer A.2.2 (Reiseabbruch).  

 

Für während der Laufzeit der Versicherung gebuchte 

Reisen besteht Versicherungsschutz auch nach Zif-

fer A.2.1. 

 

Der Versicherungsschutz gilt - weltweit - für beliebig 

viele private und/oder beruflich veranlasste Reisen, 

die innerhalb eines Versicherungsjahres angetreten 

werden. Ist ein Reisezeitraum länger als acht Wo-

chen, so besteht nur für die ersten acht Wochen Ver-

sicherungsschutz. 

 

Ist die mögliche Höchstversicherungssumme bei ei-

nem bestehenden Barmenia-Vertrag Travel+ nicht 

ausgeschöpft, so kann der Restbetrag bis zur 

Höchstversicherungssumme durch den Abschluss 

eines weiteren Vertrages Travel+ ergänzt werden. 

Als Höchstversicherungssumme gilt die Summe, die 

für einen Vertrag maximal ausgewählt werden kann. 

 
Travel day/Travel+ 

Eine Reise liegt vor, wenn die Reise mehr als eine 

Übernachtung außerhalb des Wohn- oder Arbeitsor-

tes beinhaltet oder wenn die Reise an einen mindes-

tens 100 km vom Wohnort entfernten Ort führt. Wird 

die Reise vom Arbeitsort aus angetreten, muss der 

Zielort mindestens 100 km vom Arbeitsort entfernt 

sein.  

 

Als "eine Reise" gelten alle Reisebausteine und Ein-

zelleistungen, die zeitlich und örtlich aufeinander ab-

gestimmt genutzt werden. Die Reise wird mit Inan-

spruchnahme der ersten (Teil-) Leistung insgesamt 

angetreten und endet mit der Nutzung der letzten 

(Teil-) Leistung. 

 

Versicherungsschutz besteht, wenn die Reise inner-

halb des versicherten Zeitraums angetreten 

wird/werden soll und der Versicherungsfall innerhalb 

der Laufzeit der Versicherung eintritt. Endet das Ver-

sicherungsjahr (Ziffer B.16) während der Reise, be-

steht der Versicherungsschutz nur fort, wenn der 

Vertrag nicht gekündigt ist. 

 

Travel day/Travel+ 

Singlereise/Single-Jahresschutz 

Versicherungsfähig sind volljährige Personen, die  

ihren ständigen Wohnsitz in der Bundesrepublik 

Deutschland haben, d. h. sich überwiegend in 

Deutschland aufhalten, Es besteht Versicherungs-

schutz nur für den Versicherungsnehmer. Mitrei-

sende Personen gleich welcher Art sind über den 

Single-Reiseschutz nicht mitversichert. 

Familienreise/Familien-Jahresschutz 

Versicherungsfähig sind Familien, die ihren ständi-

gen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 

haben, d. h. sich überwiegend in Deutschland auf-

halten, sofern alle mitversicherten Personen in ei-

nem gemeinsamen Haushalt leben und dort gemel-

det sind. Im Einzelnen zählen zu einer versiche-

rungsfähigen Familie: 

- Sie als Versicherungsnehmer, sofern Sie mindes-

tens 18 Jahre alt sind, 

- Ihr Ehepartner (auch eingetragene Lebenspartner 

gemäß § 1 Lebenspartnerschaftsgesetz),  

- Ihr Lebenspartner, 

Ihre Kinder (auch Pflege-, Stief- und Adoptivkinder) 

und die Kinder (auch Pflege-, Stief- und Adoptivkin-

der) Ihres Ehe- bzw. Lebenspartners. 
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A Reiserücktritts- und  

Reiseabbruchkostenversicherung 

 

A.1 Voraussetzung zur  

Reiserücktrittsversicherung 

für den Abschluss einer uneingeschränkten Reise-

rücktrittsversicherung mit der Absicherung von Stor-

nierungskosten, Mehrkosten der Anreise sowie Be-

treuungs- und Pflegekosten ab dem vom Versiche-

rungsnehmer gewünschten Versicherungsbeginn. 

Der Versicherungsvertrag muss mindestens 30 Tage 

vor Beginn der Reise abgeschlossen werden.  

Ausnahme:  

Liegen zwischen Reisebuchung und Reiseantritt we-

niger als 30 Tage, muss der Abschluss der Reise-

versicherung spätestens am 3. Tag nach Reisebu-

chung erfolgen. 

 

Für Reisen, für die diese Voraussetzungen nicht 

erfüllt sind, besteht kein Versicherungsschutz 

für Leistungen nach Ziffer A.2.1. 

 

A.2 Versicherungsumfang 

 

A.2.1  Was ist bei Nichtantritt der Reise und 

bei verspätetem Reiseantritt versichert? 

 

A.2.1.1  Erstattung von Stornierungskosten  

a)  Bei Nichtantritt der Reise aus einem der unter 

Ziffer A.3 genannten Gründe sind die vertraglich ge-

schuldeten Stornokosten aus dem versicherten Rei-

searrangement versichert.  

b)  Zusätzlich ist das bei der Buchung vereinbarte, 

dem Reisevermittler vertraglich geschuldete und in 

Rechnung gestellte Vermittlungsentgelt versichert, 

sofern der Betrag bei der Höhe der vereinbarten Ver-

sicherungssumme berücksichtigt wurde. Übersteigt 

das Vermittlungsentgelt den allgemein üblichen und 

angemessenen Umfang, kann der Versicherer die 

Leistung auf einen angemessenen Betrag herabset-

zen. 

 

A.2.1.2  Hinreise-Mehrkosten und nicht in An-

spruch genommene Reiseleistungen 

a)  Bei verspätetem Reiseantritt aus einem der un-

ter Ziffer A.3 genannten Gründe erstattet der Versi-

cherer die nachweislich entstandenen Mehrkosten 

der Anreise nach Art und Qualität der ursprünglich 

gebuchten und versicherten Anreise sowie den an-

teiligen Reisepreis nicht genutzter Reiseleistungen 

vor Ort. Die Erstattung erfolgt bis zur Höhe der ge-

schuldeten Stornokosten, die bei unverzüglicher 

Stornierung der Reise angefallen wären. 

b)  Bei Nachreise wegen einer Verspätung von 

Verkehrsmitteln des öffentlichen Personen-Nahver-

kehrs (ÖPNV)um mehr als zwei Stunden erstattet 

der Versicherer die nachweislich entstandenen 

Mehrkosten der Anreise nach Art und Qualität der 

ursprünglich gebuchten Anreise. Die Erstattung er-

folgt bis zur Höhe der geschuldeten Stornokosten, 

die bei unverzüglicher Stornierung der Reise ange-

fallen wären, maximal jedoch bis zu 1.500,00 EUR je 

versicherte Person und Versicherungsfall. Erstattet 

werden auch die nachgewiesenen Kosten für not-

wendige und angemessene Aufwendungen (Verpfle-

gung und Unterkunft) maximal bis zu 150,00 EUR je 

versicherte Person und Versicherungsfall, wenn die 

Hinreise der versicherten Person sich wegen einer 

Verspätung eines Verkehrsmittels des öffentlichen 

Personen-Nahverkehrs (ÖPNV) um mindestens zwei 

Stunden verzögert. Voraussetzung für die Erstattun-

gen ist, dass das Anschlussverkehrsmittel mitversi-

chert worden ist. 

A.2.1.3 Betreuungs- oder Pflegekosten  

Bei notwendiger Unterbringung oder Pflege einer Ri-

sikoperson (siehe Ziffer A.3.1) infolge unerwarteter 

schwerer Erkrankung oder schwerer Unfallverlet-

zung erstattet der Versicherer wahlweise an Stelle 

der Stornokosten die Betreuungs- oder Pflegekosten 

bis zur Höhe der vertraglich geschuldeten Storno-

kosten zum Zeitpunkt des versicherten Ereignisses 

bei unverzüglicher Stornierung. 

 

A.2.2  Zusätzliche Leistungen  

(Reiseabbruch/Urlaubsgarantie) 

Der Versicherer erstattet bei nicht planmäßiger Be-

endigung oder Unterbrechung der Reise aus einem 

der in Ziffer A.3.2 genannten Gründe und soweit 

keine Einschränkung vorliegt (Ziffer A.4) die nach-

stehend genannten Kosten: 

 

a)  die nachweislich entstandenen zusätzlichen 

Rückreisekosten nach Art und Qualität der gebuch-

ten und versicherten Reise, sofern An- und Abreise 

mitgebucht und versichert sind; 

 

b)  den anteiligen Reisepreis der gebuchten und 

nicht genutzten versicherten Reiseleistung vor Ort; 

 

c)  die Mehrkosten der versicherten Person bei ei-

ner zwingend notwendigen Aufenthaltsverlängerung 

am Urlaubsort für Unterkunft und Verpflegung sowie 

der außerplanmäßigen Rückreise, sofern diese mit-

gebucht und versichert wurde,  

- wenn die versicherte Person auf Grund von Na-

turkatastrophen/Elementarereignissen am Ur-

laubsort (z. B. Lawinen, Erdrutsche, Über-

schwemmungen, Erdbeben) die Reise nicht plan-

mäßig beenden kann oder 

- wenn für die versicherte Person die planmäßige 

Beendigung der Reise nicht zumutbar ist, weil 

eine mitreisende Risikoperson wegen schwerer 

Unfallverletzung oder unerwarteter schwerer Er-

krankung nicht transportfähig ist und über den ge-

buchten Rückreisetermin hinaus in stationärer Be-

handlung bleiben muss oder 

- wenn eine versicherte Person aufgrund einer un-

erwarteten schweren Erkrankung oder eines 

schweren Unfalles für das gebuchte Transportmit-

tel (z. B. Flugzeug) nicht transportfähig ist. 

Bei der Erstattung der Kosten wird auf die ursprüng-

lich gebuchte Art und Qualität abgestellt. Die Leis-

tung ist auf insgesamt 4.000,00 EUR je Versiche-

rungsfall begrenzt. 

 

d)  die Nachreisekosten, wenn die versicherte Per-

son einer gebuchten Rundreise vorübergehend nicht 

folgen kann. In diesem Fall erstattet der Versicherer 

die Nachreisekosten zum Wiederanschluss an die 

Reisegruppe, höchstens jedoch den anteiligen Rei-

sepreis der noch nicht genutzten weiteren Reiseleis-

tung. 

 

A.3 Unter welchen Voraussetzungen er-

bringt der Versicherer die Leistungen 

(Versicherungsfall)? 

 

A.3.1  Risikopersonen  

sind neben der versicherten Person 

a)  die Angehörigen der versicherten Person. Dies 

sind der Ehegatte oder Lebenspartner, deren Kinder, 

Adoptiv- und Stiefkinder sowie die Eltern, Adoptiv- 

und Stiefeltern, Geschwister, Großeltern, Enkel, On-

kel und Tanten, Nichten und Neffen, Schwiegerel-

tern, Schwiegerkinder und Schwäger der versicher-

ten Person; 

b)  diejenigen, die nicht mitreisende minderjährige 

oder pflegebedürftige Angehörige betreuen; 

c)  diejenigen, die gemeinsam mit der versicherten 

Person eine Reise gebucht haben, und deren Ange-

hörige. Haben mehr als fünf Personen (z. B. Fußball-

mannschaft) oder haben bei Familientarifen mehr als 

zwei Familien gemeinsam eine Reise gebucht, gel-

ten nur die jeweiligen Angehörigen und der Lebens-

partner der versicherten Person und deren Betreu-

ungsperson als Risikopersonen, nicht mehr die ver-

sicherten Personen untereinander. 

 

A.3.2  Versicherte Ereignisse bei versicherten 

Personen oder Risikopersonen 

Versicherungsschutz besteht, wenn die planmäßige 

Durchführung der Reise nicht zumutbar ist, weil die 

versicherte Person selbst oder eine Risikoperson 

während der Dauer des Versicherungsschutzes von 

einem der nachstehenden Ereignisse betroffen wird: 

– Tod; 

–  schwere Unfallverletzung; 

–  unerwartete schwere Erkrankung;  

eine unerwartete schwere Erkrankung liegt vor, 

wenn aus dem stabilen Zustand des Wohlbefin-

dens und der Reisefähigkeit heraus konkrete 

Krankheitssymptome auftreten, die dem Reise-

antritt entgegenstehen und Anlass zur Stornie-

rung geben; 

–  Bruch von Prothesen und Lockerung von im-

plantierten Gelenken; 

–  der unerwartete Ausfall eines implantierten 

Herzschrittmachers; 

–  unerwarteter Termin zur Spende oder zum 

Empfang von Organen und Geweben (Lebend-

spende) im Rahmen des Transplantationsge-

setzes; 

–  Impfunverträglichkeit; 

–  Schwangerschaft, sofern der Reiseantritt infolge 

dessen nicht möglich oder nicht zumutbar ist; 

–  unerwartete Adoption eines minderjährigen Kin-

des; 

–  Schaden am Eigentum durch Feuer, Explosion, 

Naturereignis (z. B. Sturm, Blitzschlag, Hoch-

wasser, Starkregen, Erdbeben), Wasserrohr-

bruch oder vorsätzliche Straftat eines Dritten, 

sofern der materielle Schaden erheblich ist oder 

sofern die Anwesenheit zur Aufklärung erforder-

lich ist;  

Als erheblich gilt ein Schaden, wenn die Scha-

denhöhe 2.500,00 EUR übersteigt. 

–  Verlust des Arbeitsplatzes auf Grund einer un-

erwarteten betriebsbedingten Kündigung des 

Arbeitsplatzes durch den Arbeitgeber; 

–  unerwartete Aufnahme eines Arbeits- oder Aus-

bildungsverhältnisses (sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung mit mindestens 15 Wo-

chenstunden) oder unerwarteter Wechsel des 

Arbeitgebers unter Begründung eines neuen Ar-

beitsverhältnisses; 

–  konjunkturbedingte Kurzarbeit mit einer voraus-

sichtlichen Einkommensreduzierung von min-

destens in Höhe eines regelmäßigen monatli-

chen Nettoarbeitsentgelts, sofern der Arbeitge-

ber die Kurzarbeit zwischen Versicherungsab-

schluss und dem Reisebeginn angemeldet hat; 

– Nichtversetzung eines Schülers, sofern die 

Reise vor Kenntnis hiervon gebucht wurde und 

die Durchführung der Reise nicht zumutbar  

oder unmöglich ist; 

–  Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfung 

während der Schul-, Berufsschul- oder Hoch-

schul-Ausbildung, sofern die Reise vor dem ur-

sprünglichen Prüfungstermin gebucht war und 
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der Termin der Wiederholungsprüfung unerwar-

tet in die Zeit der versicherten Reise fällt. 

 

A.3.3  Versicherte Ereignisse bei  

versicherten Personen 

Versicherungsschutz besteht, wenn die planmäßige 

Durchführung der Reise nicht zumutbar ist, weil die 

versicherte Person während der Dauer des Versi-

cherungsschutzes von einem der nachstehenden Er-

eignisse betroffen wird: 

–  unerwartete Einberufung zum Grundwehrdienst, 

zu einer Wehrübung oder zum Zivildienst, so-

fern der Termin nicht verschoben werden kann 

und die Stornierungskosten nicht von einem 

Kostenträger übernommen werden. Nicht versi-

chert ist die Versetzung oder Entsendung von 

Zeit- oder Berufssoldaten.  

–  unerwartete gerichtliche Ladung, sofern das zu-

ständige Gericht die Reisebuchung nicht als 

Grund zur Verschiebung der Ladung akzeptiert. 

–  Einreichung der Scheidungsklage (bei einver-

nehmlicher Trennung der dementsprechende 

Antrag) beim zuständigen Gericht unmittelbar 

vor einer gemeinsamen Reise der betroffenen 

Ehepartner. 

 

A.3.4  Versicherungsschutz bei  

mitreisenden Hunden 

Versicherungsschutz besteht, wenn die planmäßige 

Durchführung der Reise nicht zumutbar ist, weil die 

versicherte Person auf Grund einer unerwarteten 

schweren Erkrankung, eines schweren Unfalls oder 

Impfunverträglichkeit eines zur Reise angemeldeten 

Hundes die Reise nicht antreten kann, diese stor-

niert oder eine Umbuchung vornimmt.  

 

 

A.4 In welchen Fällen besteht kein Versi-

cherungsschutz? 

 

Kein Versicherungsschutz besteht für folgende 

Gefahren und Schäden: 

 

A.4.1 Vorhersehbarkeit 

Der Versicherer leistet nicht, wenn der Versiche-

rungsfall zum Buchungszeitpunkt der Reise oder bei 

Abschluss des Versicherungsvertrages vorhersehbar 

war. 

 

A.4.2  Nicht versicherte Gebühren und Kosten 

Kein Versicherungsschutz besteht für Entgelte, z. B. 

Bearbeitungs- oder Servicegebühren, die der Reise-

vermittler erst infolge der Stornierung der Reise er-

hebt sowie für Gebühren oder den Verlust von Nut-

zungsrechten bei Time-Sharing-Vermittlung; 

 

A.4.3  Psychische Reaktionen 

Der Versicherer leistet nicht bei Krankheiten, die den 

Umständen nach als eine psychische Reaktion auf 

Terroranschläge, Flug- oder Busunglücke oder die 

Befürchtung von inneren Unruhen, Kriegsereignis-

sen, Elementarereignissen, Krankheiten oder Seu-

chen aufgetreten sind. 

 

A.4.4 Streik, Kernenergie, Beschlagnahme, 

sonstige Eingriffe von hoher Hand,  

Gebiete mit Reisewarnung 

Nicht versichert sind Schäden durch Streik, Kern-

energie, Beschlagnahme und sonstige Eingriffe von 

hoher Hand sowie Schäden in Gebieten, für welche 

zum Zeitpunkt der Einreise eine Reisewarnung des 

Auswärtigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland 

bestand;  

Befindet sich eine versicherte Person zum Zeitpunkt 

der Bekanntgabe einer Reisewarnung vor Ort, endet 

der Versicherungsschutz 14 Tage nach Bekannt-

gabe der Reisewarnung.  

Der Versicherungsschutz besteht trotz der Reisewar-

nung fort, wenn sich die Beendigung der Reise aus 

Gründen verzögert, welche die versicherte Person 

nicht zu vertreten hat. 

 

A.4.5 Schäden durch Krieg, Bürgerkrieg oder 

kriegsähnliche Ereignisse  

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn der 

Schaden sich in den ersten 14 Tagen nach Beginn 

der Ereignisse ereignet;  

Der Versicherungsschutz besteht jedoch fort, wenn 

sich die Beendigung der Reise aus Gründen verzö-

gert, welche die versicherte Person nicht zu vertre-

ten hat.  

 

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn sich die 

versicherte Person in einem Staat aufhält, auf des-

sen Gebiet bereits bei Reisebuchung oder Reisean-

tritt Krieg oder Bürgerkrieg herrscht oder der Aus-

bruch vorhersehbar war. Vorhersehbarkeit liegt z. B. 

dann vor, wenn für das Gebiet eine Reisewarnung 

des Auswärtigen Amtes ausgesprochen wurde. 

 

Schäden durch die aktive Teilnahme an Krieg, an 

Bürgerkrieg oder an kriegsähnlichen Ereignissen 

sind nicht versichert. 

 

A.4.6  Expeditionen  

sind nicht versichert, sofern nichts anders vereinbart 

ist. 

 

A.4.7 Nichterfüllung der Abschlussvorausset-

zungen 

Für Reisen, für die die Abschlussvoraussetzungen 

nach A.1 nicht erfüllt sind, besteht nur im Fall des 

Reiseabbruchs Versicherungsschutz (A.2.2); kein 

Versicherungsschutz besteht dagegen im Fall des 

Reiserücktritts von der Reise (A.2.1). 

 

A.5 Versicherungswert und Unterver- 

 sicherung  

 

A.5.1 Die Versicherungssumme je versichertem 

Reisearrangement muss dem vollen vereinbarten 

Reisepreis einschließlich der bei Buchung anfallen-

den Vermittlungsentgelte (Versicherungswert) ent-

sprechen. Kosten für darin nicht enthaltene Leistun-

gen (z. B. für Zusatzprogramme) sind mitversichert, 

wenn sie bei der Höhe der Versicherungssumme be-

rücksichtigt wurden. Werden Reisebausteine einzeln 

gebucht (z. B. Flug, Hotel, Transfer, Leihwagen), so 

gilt als Reisepreis die Summe aller Einzelbuchun-

gen. 

 

Bei Travel day-Verträgen muss der Reisepreis in ei-

nem einzigen Vertrag abgesichert werden. Wenn 

mehrere Travel day-Verträge abgeschlossen wur-

den, erfolgt die Entschädigung nur aus dem Vertrag 

mit der höchsten Versicherungssumme. 

 

A.5.2  Ist die Versicherungssumme bei Eintritt 

des Versicherungsfalles niedriger als der Versiche-

rungswert (Unterversicherung), erstattet der Versi-

cherer den Schaden nur nach dem Verhältnis der 

Versicherungssumme zum Versicherungswert abzü-

glich eines ggf. vereinbarten Selbstbehaltes.  

 

A.6 Selbstbehalt 

 

Sofern ein Selbstbehalt vereinbart ist, beträgt dieser 

25,00 EUR je versicherte Person und je Versiche-

rungsfall. Wird der Versicherungsfall durch Krankheit 

ausgelöst, beträgt der Selbstbehalt 20 % des erstat-

tungsfähigen Schadens, mindestens 25,00 EUR je 

versicherte Person.  

 

A.7 Zahlung der Entschädigung 

 

A.7.1  Ist die Leistungspflicht des Versicherers 

dem Grunde und der Höhe nach festgestellt, wird die 

Entschädigung innerhalb von zwei Wochen ausge-

zahlt.  

 

A.7.2 Einen Monat nach Anzeige des Schadens 

kann als Abschlagszahlung der Betrag verlangt wer-

den, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen 

ist. 

 

A.8  Reise-Assistance-Leistungen  

 

A.8.1 Gegenstand der Assistance-Leistungen  

Die Barmenia wählt für die versicherten Assistance-

leistungen einen spezialisierten Dienstleister aus, 

der die Beistandsleistungen für Notfälle, die der ver-

sicherten Person während der Reise zustoßen, im 

Auftrag des Versicherers erbringt.  

 

A.8.2 Verlust von Reisezahlungsmitteln und 

Reisedokumenten  

A.8.2.1 Reisezahlungsmittel  

Gerät die versicherte Person auf Grund von Dieb-

stahl, Raub oder sonstigem Abhandenkommen ihrer 

Reisezahlungsmittel in eine finanzielle Notlage, so 

stellt der Versicherer den Kontakt zur Hausbank her.  

a) Soweit erforderlich, hilft der Versicherer bei der 

Übermittlung des von der Hausbank zur Verfügung 

gestellten Geldbetrages.  

b) Ist eine Kontaktaufnahme zur Hausbank nicht 

binnen 24 Stunden möglich, stellt der Versicherer 

der versicherten Person ein Darlehen bis zu 

1000 EUR zur Verfügung. Dieser Betrag ist inner-

halb von einem Monat nach Auszahlung an den Ver-

sicherer zurückzuzahlen.  

 

A.8.2.2 Kredit-, EC- und Handykarten  

Bei Verlust von Kredit-, EC- und Handykarten hilft 

der Versicherer der versicherten Person bei der 

Sperrung der Karten. Der Versicherer haftet jedoch 

nicht für den ordnungsgemäßen Vollzug der Sper-

rung und für die trotz Sperrung entstehenden Ver-

mögensschäden.  

 

A.8.2.3 Reisedokumente  

Bei Verlust von Reisedokumenten, leistet der Versi-

cherer der versicherten Person Hilfe bei der Ersatz-

beschaffung.  

 

A.8.4 Informationen und Sicherheitshinweise  

Auf Anfrage der versicherten Person erteilt der Ver-

sicherer Auskunft über  

a) die nächstgelegene diplomatische Vertretung, 

Anschrift und Kontaktdaten.  

b) Reisewarnungen und Sicherheitshinweise des 

deutschen Auswärtigen Amtes.  

 

A.8.5 Strafverfolgungsmaßnahmen  

Wird die versicherte Person mit Haft bedroht oder 

verhaftet, ist der Versicherer bei der Vermittlung ei-

nes Anwalts und eines Dolmetschers behilflich. Der 

Versicherer streckt Gerichts-, Anwalts- und 
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Dolmetscherkosten bis zu insgesamt 2.500 EUR  

sowie ggf. eine Strafkaution bis zu 10.000 EUR vor. 

Die versicherte Person hat die verauslagten Beträge 

spätestens einen Monat nach Auszahlung an den 

Versicherer zurückzuzahlen.  

 

A.8.6 Psychologische Hilfestellung  

Gerät die versicherte Person während der Reise in 

eine akute Notsituation und benötigt psychologi-

schen Beistand, leistet der Versicherer telefonisch 

eine erste psychologische Hilfe.  

 

A.8.7 Informationen über Ihr Reiseziel  

Auf Wunsch informiert der Versicherer den Versiche-

rungsnehmer über Einreise-, Zoll- und Devisenbe-

stimmungen, gibt dem Versicherungsnehmer allge-

meine Länderinformationen oder Klimaauskünfte zu 

dessen Reiseziel und berät den Versicherungsneh-

mer über vorgeschriebene und empfohlene Impfun-

gen vor, während und nach einem Auslandsaufent-

halt.  

 

A.8.8 Benachrichtigungs-Service  

In einem medizinischen Notfall oder bei einem  

Todesfall im Ausland benachrichtigen wir auf 

Wunsch eine Ihnen nahestehende Person, Ihren  

Arbeitgeber oder Geschäftspartner.  

 

A.8.9 Arzt- und Krankenhausvermittlung  

a) Wir vermitteln Ihnen auf Wunsch einen Arzt  

oder ein Krankenhaus in Ihrer Nähe oder am Ur-

laubsort.  

b) Wir informieren Sie auf Anfrage über die  

Möglichkeiten ärztlicher Versorgung vor Ort und  

benennen Ihnen einen Deutsch oder Englisch  

sprechenden Arzt in Ihrer Nähe.  

c) Wir stellen, soweit erforderlich, den Kontakt  

zwischen Ihrem Hausarzt und dem Sie behandeln-

den Arzt oder Krankenhaus her.  

 B Allgemeine Regelungen, die für sämtli-

che im Vertrag abgesicherten Risiken 

gelten 

 

 

B.1 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Dauer und Ende des Vertrages 

 

B.1.1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 

Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung  

oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrages zu 

dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-

punkt. 

 

B.1.2  Dauer und Ende des Vertrages 

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein ange-

gebene Zeit abgeschlossen.  

 

B.1.2.1 Bei der Versicherung für eine einzelne 

Reise (Travel day) gilt: 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 

bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 

B.1.2.2 Bei der Jahresversicherung (Travel+) gilt: 

Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf der Ver-

tragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr 

stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweiligen Ab-

lauftermin der anderen Vertragspartei eine Kündi-

gung in Textform zugegangen ist.  

 

Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag zum 

Ablauf des Versicherungsjahres kündigen, ohne 

dass eine Frist einzuhalten ist. 

 

Der Versicherer kann den Vertrag unter Einhaltung 

einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweili-

gen Versicherungsjahres in Textform kündigen. 

 

B.1.3 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

 

B.1.3.1 Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede 

der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kün-

digen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Die 

Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit 

dem Abschluss der Verhandlungen über die Ent-

schädigung zulässig. 

 

B.1.3.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versi-

cherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu je-

dem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versi-

cherungsjahres in Textform zu kündigen. 

 

B.1.3.3 Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 

nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 

wirksam. 

 

B.2 Beiträge, Versicherungsperiode 

 

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder 

durch laufende Zahlungen jährlich oder als Einmal-

beitrag im Voraus gezahlt. Bei einem Einmalbeitrag 

ist die Versicherungsperiode die vereinbarte Ver-

tragsdauer, jedoch höchstens ein Jahr. 

 

B.3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitra-

ges, Folgen verspäteter Zahlung oder 

Nichtzahlung  

 

B.3.1  Fälligkeit des ersten oder  

einmaligen Beitrages 

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich 

nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versi-

cherungsscheines zu zahlen. 

Ist ein anderer, späterer Zeitpunkt vereinbart und im 

Versicherungsschein angegeben und obige Frist von 

14 Tagen nach Erhalt des Versicherungsscheines 

abgelaufen, so ist der Beitrag unverzüglich zum ver-

einbarten Zeitpunkt zu zahlen. 

Der Beitrag gilt als rechtzeitig gezahlt, wenn 

- die Bank des Versicherungsnehmers die Last-

schrift aus dem Auftrag zum Beitragseinzug ein-

löst und 

- der Versicherungsnehmer der Abbuchung nicht 

widerspricht. 

 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 

nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 

beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 

Zahlung bewirkt ist. Das gilt nicht, wenn der Versi-

cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-

lung nicht zu vertreten hat. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des 

Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinba-

rungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frü-

hestens einen Monat nach Zugang des Versiche-

rungsscheines zu zahlen.  

 

B.3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zah-

lungsverzug 

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem 

nach Ziffer B.3.1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 

gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zu-

rücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-

rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 

B.3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers 

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder 

einmalige Beitrag nicht zu dem nach Ziffer B.3.1 

maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der 

Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrages ein-

getretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver-

pflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 

gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 

auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 

diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages 

aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 

Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu ver-

treten hat. 

 

B.4 Folgebeitrag (Travel+)/ 

Beitragsanpassung ab Alter 66 

 

B.4.1 Folgebeitrag 

B.4.1.1 Fälligkeit  

a) Ein Folgebeitrag wird zu Beginn der vereinbar-

ten Versicherungsperiode fällig. 

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie inner-

halb des im Versicherungsschein oder in der Bei-

tragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. 
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B.4.1.2 Schadenersatz bei Verzug 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 

Folgebeitrages in Verzug, ist der Versicherer berech-

tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 

Schadens zu verlangen. 

 

B.4.1.3 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht  

nach Mahnung 

a) Der Versicherer kann den Versicherungsneh-

mer bei nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folgebei-

trages auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung 

auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens 

zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung 

bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirk-

sam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständi-

gen Beträge des Beitrages, Zinsen und Kosten im 

Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfol-

gen - Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht - auf 

Grund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist. 

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 

Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der 

Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungs-

falls mit der Zahlung des Beitrages oder der Zinsen 

oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von 

der Verpflichtung zur Leistung frei. 

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der 

Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wir-

kung in Textform kündigen, sofern der Versiche-

rungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Be-

träge in Verzug ist. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-

lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-

lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 

zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 

Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-

gung ausdrücklich hinzuweisen.  

 

B.4.1.4 Zahlung des Beitrages nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-

rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kün-

digung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung ver-

bunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 

Fristablauf die Zahlung leistet.  

Für Versicherungsfälle, die nach dem Zugang der 

Kündigung aber vor erfolgter Beitragszahlung einge-

treten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz 

(siehe Ziffer B.4.1.3). 

 

B.4.2 Beitragsanpassung ab Alter 66 

Der diesem Vertrag zu Grunde liegende Tarif ist in 

der Reisekostenrücktrittsversicherung in zwei Tarif-

stufen aufgeteilt. Ausschlaggebend ist jeweils das 

Alter der ältesten versicherten Person: 

– Tarifstufe 1: bis einschließlich 65 Jahren, 

– Tarifstufe 2: ab 66 Jahren. 

 

Sobald die älteste versicherte Person das 66. Le-

bensjahr vollendet, erhöht sich ab dem darauf fol-

genden Versicherungsjahr der Beitrag für die Reise-

rücktrittsversicherung. 

 

Der Versicherer wird den Versicherungsnehmer vor 

der Erhöhung in Textform über die Veränderung des 

Beitrages und über das Kündigungsrecht informie-

ren. Der Versicherungsnehmer kann den Versiche-

rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 

der Mitteilung des Versicherers über die Erhöhung 

mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-

punkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, kündi-

gen. 

B.5 Beitrag bei vorzeitiger  

Vertragsbeendigung 

 

B.5.1 Allgemeiner Grundsatz 

a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung 

steht dem Versicherer für diese Versicherungsperi-

ode nur derjenige Teil des Beitrages zu, der dem 

Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 

bestanden hat.  

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Be-

ginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer 

der Beitrag zu, die er hätte beanspruchen können, 

wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt be-

antragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom 

Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

 

B.5.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei 

 Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und  

fehlendem versicherten Interesse 

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, 

seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen zu 

widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 

nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des 

Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der 

Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs-

recht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 

zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versiche-

rungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-

rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 

Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-

rungsjahr gezahlter Beitrag zu erstatten; dies gilt 

nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 

aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-

men hat. 

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rück-

tritt des Versicherers beendet, weil der Versiche-

rungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der Ver-

sicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt 

hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer 

der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rücktrittser-

klärung zu. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 

des Versicherers beendet, weil die einmalige oder 

der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, 

so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-

schäftsgebühr zu. 

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch An-

fechtung des Versicherers wegen arglistiger Täu-

schung beendet, so steht dem Versicherer der Bei-

trag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklä-

rung zu. 

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung 

des Beitrages verpflichtet, wenn das versicherte In-

teresse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, 

oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die 

für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 

künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 

Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-

schäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 

Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-

nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-

fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 

diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 

dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-

ständen Kenntnis erlangt. 

 

B.6 Ansprüche gegen Dritte 

 

B.6.1  Ersatzansprüche gegen Dritte gehen im 

gesetzlichen Umfang bis zur Höhe der geleisteten 

Zahlung auf den Versicherer über. 

B.6.2  Sofern erforderlich, ist der Versicherungs-

nehmer/die versicherte Person verpflichtet, in die-

sem Umfang eine Abtretungserklärung gegenüber 

dem Versicherer abzugeben. 

 

B.6.3  Der Versicherungsnehmer/die versicherte 

Person hat seinen/ihren Ersatzanspruch oder ein zur 

Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 

Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften 

zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch den 

Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 

 

B.6.4  Richtet sich der Ersatzanspruch des Versi-

cherungsnehmers/der versicherten Person gegen 

eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 

häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang 

nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese 

Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

 

B.7 Versicherung für fremde Rechnung 

 

B.7.1 Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungs-

vertrag im eigenen Namen für das Interesse eines 

Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 

Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-

rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. 

Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versiche-

rungsschein besitzt. 

 

B.7.2 Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädi-

gung an den Versicherungsnehmer den Nachweis 

verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 

dazu erteilt hat.  

 

B.7.3 Kenntnis und Verhalten 

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Ver-

sicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 

sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch 

die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 

berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des 

Versicherungsnehmers und des Versicherten um-

fasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein 

Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versi-

cherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 

Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es 

nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abge-

schlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige Be-

nachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht 

möglich oder nicht zumutbar war. 

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es 

dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den 

Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 

und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 

 

B.8 Obliegenheiten 

 

B.8.1 Obliegenheiten vor Eintritt des  

Versicherungsfalls 

Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Ver-

sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls 

zu erfüllen haben, sind: 

a) die Einhaltung aller gesetzlichen und behördli-

chen Sicherheitsvorschriften; 

b) die Einhaltung aller vertraglich vereinbarten Si-

cherheitsvorschriften und sonstigen Verhaltensanfor-

derungen zur Vermeidung eines Versicherungsfalls; 
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B.8.2 Obliegenheiten bei Eintritt des  

Versicherungsfalls 

Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versi-

cherungsfalls 

a) nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-

derung des Schadens zu sorgen, insbesondere Er-

satzansprüche gegen Dritte (z. B. Bahn, Post, Ree-

derei, Fluggesellschaft, Gastwirt) form- und fristge-

recht geltend zu machen oder auf andere Weise si-

cherzustellen und Weisungen des Versicherers zu 

beachten; 

b) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem 

er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - ggf. 

vorab auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen. 

c) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung 

des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die 

Obliegenheiten gemäß B.8 ebenfalls zu erfüllen – 

soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-

chen Umständen möglich ist. 

 

B.8.2.1  Der Versicherungsnehmer und - im Fall 

der Versicherung für fremde Rechnung 

gemäß Ziffer B.7 - auch die versicherte 

Person sind verpflichtet, 

a) den Schaden möglichst gering zu halten und 

unnötige Kosten zu vermeiden; 

 

b) den Schaden dem Versicherer unverzüglich  

anzuzeigen, insbesondere 

– das Schadenereignis und den Schadenumfang 

darzulegen, 

– dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung 

über Ursache und Höhe ihrer Leistungspflicht 

zu gestatten, 

– jede sachdienliche Auskunft wahrheitsgemäß 

zu erteilen, 

– Originalbelege einzureichen und 

– die behandelnden Ärzte von ihrer Schweige-

pflicht zu entbinden, soweit die Kenntnis der 

Daten für die Beurteilung der Leistungspflicht 

erforderlich ist. 

 

B.8.2.2 Insbesondere ist der Versicherungs-

nehmer/ die versicherte Person  

verpflichtet, 

a) die Reise unverzüglich nach Eintritt des versi-

cherten Rücktrittsgrundes zu stornieren, um die 

Rücktrittskosten möglichst gering zu halten; 

 

b) den Versicherungsschein und die Buchungsun-

terlagen mit der Stornokosten-Rechnung nebst Zah-

lungsnachweis bei dem Versicherer einzureichen; 

bei Stornierung eines Objekts zusätzlich eine Bestä-

tigung des Vermieters über die Nichtweitervermiet-

barkeit des Objekts; 

 

c) eine schwere Unfallverletzung, unerwartete 

schwere Erkrankung, Impfunverträglichkeit oder 

Schwangerschaft durch ein ärztliches Attest mit An-

gabe von Diagnose und Behandlungsdaten nachzu-

weisen, psychische Erkrankungen durch Attest eines 

Facharztes für Psychiatrie; 

 

d) bei Schäden am Eigentum geeignete Nach-

weise (z. B. Polizeiprotokoll) einzureichen; 

 

e) bei Verlust des Arbeitsplatzes das Kündigungs-

schreiben mit Angabe des Kündigungsgrundes, bei 

Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses bzw. Ausbil-

dungsverhältnisses den Aufhebungsbescheid des 

Arbeitsamtes und eine Kopie des neuen Arbeitsver-

trages als Nachweis für das neue Arbeitsverhältnis 

vorzulegen und bei Arbeitsplatzwechsel den alten 

sowie den neuen Arbeitsvertrag einzureichen; 

 

f) bei Tod eine Sterbeurkunde vorzulegen; 

 

g) der Einholung eines fachärztlichen Attestes 

durch den Versicherer über die Art und Schwere der 

Krankheit sowie die Unzumutbarkeit zur planmäßi-

gen Durchführung der Reise zuzustimmen und dem 

Arzt die notwendige Untersuchung zu gestatten; 

 

h) alle weiteren versicherten Ereignisse durch Vor-

lage geeigneter Originalunterlagen nachzuweisen; 

 

i) Ein versicherter Reiseabbruch muss zum Scha-

denzeitpunkt (Stornierungszeitpunkt) durch ein aus-

sagefähiges Attest, mit Diagnose und Behandlungs-

daten, eines Arztes vor Ort nachgewiesen werden.  

Sofern der Versicherer es als notwendig erachtet, 

kann er die Frage der Reiseunfähigkeit durch fach-

ärztliche Gutachten überprüfen lassen. 

Die versicherte Person hat zur Aufklärung beizutra-

gen und nachzuweisen, dass die planmäßige Durch-

führung der Reise nicht möglich oder nicht zumutbar 

war. 

Zusätzliche Rück- oder Nachreisekosten sowie nicht 

genutzte Reiseleistungen sind durch Originalbelege 

nachzuweisen. 

 

B.8.3 Rechtsfolgen bei  

Obliegenheitsverletzung 

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Oblie-

genheit nach den Ziffern B.8.1 oder B.8.2 vorsätz-

lich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 

Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der 

Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 

Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 

Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-

mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 

Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-

weisen. 

 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheits-

verletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung 

verpflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nach-

weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 

für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-

rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 

der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

 

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach 

Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Aus-

kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versi-

cherer nur dann vollständig oder teilweise leistungs-

frei, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-

sonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechts-

folge hingewiesen hat. 

 

B.8.4 Kündigung durch den Versicherer bei 

Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 

grob fahrlässig eine in Ziffer B.8.1 genannte Oblie-

genheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalls ge-

genüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann 

der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er 

von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag 

fristlos kündigen. 

Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-

schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 

dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 

grob fahrlässig verletzt hat. 

B.9  Keine Leistungspflicht aus  

 besonderen Gründen 

 

B.9.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbei-

führung des Versicherungsfalls 

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versiche-

rungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer 

von der Entschädigungspflicht frei. 

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-

kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 

des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 

vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewie-

sen. 

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden 

grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berech-

tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-

schuldens des Versicherungsnehmers entsprechen-

den Verhältnis zu kürzen. 

 

B.9.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Ver-

sicherungsfalls 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht 

frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 

arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die 

Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 

täuscht oder zu täuschen versucht.  

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch 

durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versiche-

rungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversu-

ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 

Satzes 1 als bewiesen. 
 

B.10 Was ist bei Mitteilungen an den Versi-

cherer zu beachten? Was gilt bei Ände-

rung Ihrer Anschrift? 

 

B.10.1 Formvorgaben 

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 

soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes  

bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimm-

ten Erklärungen und Anzeigen, die das Versiche-

rungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegen-

über dem Versicherer erfolgen, in Textform abzuge-

ben. 

 

B.10.2 Anzeigen oder Erklärungen sollen an fol-

gende Stellen gerichtet werden: 

–  an Hauptverwaltung des Versicherers oder 

–  an die Geschäftsstelle, die für den Versiche-

rungsnehmer zuständig ist. Welche Geschäfts-

stelle dies ist, ergibt sich aus dem Versiche-

rungsschein oder aus dessen Nachträgen. 

 

B.10.3 Änderungen der Anschrift des Versiche-

rungsnehmers muss der Versicherungsnehmer dem 

Versicherer mitteilen. Wenn er dies nicht tun und der 

Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber 

eine rechtliche Erklärung abgeben will, gilt Folgen-

des: 

Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung als 

zugegangen, wenn der Versicherer sie per Ein-

schreiben an die letzte dem Versicherer bekannte 

Anschrift geschickt hat. 

Das gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer dem 

Versicherer eine Änderung seines Namens nicht mit-

teilt. 
 

B.11  Bedingungsänderung 

 

Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 

dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 

bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
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zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-

gen nach den Ziffern B.11.1 bis B.11.3 erfüllt sind: 

 

B.11.1 Unwirksamkeit einzelner Regelungen 

Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 

ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 

– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 

Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich  

oder 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, 

die den Versicherungsvertrag unmittelbar be-

trifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, uns bin-

dende Weisung der Bundesanstalt für Finanz-

dienstleis­tungsaufsicht oder der Kartellbehör-

den im Wege eines bestandskräftigen Verwal-

tungsakts. 

– Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen in-

haltsgleiche Regelung in den Versicherungsbe-

dingungen eines anderen Versicherers durch 

eines der genannten Ereignisse unwirksam ge-

worden ist. 

 

B.11.2 Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 

Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke ent-

standen, die das bei Vertragsschluss vorhandene 

Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 

in nicht unbedeutendem Maße stört, und es besteht 

keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 

Lücke. 

 

B.11.3 Keine Schlechterstellung 

Die angepassten Regelungen dürfen Sie als ein-

zelne Bedingungen oder im Zusammenwirken mit 

anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlech-

ter stellen als die bei Vertragsschluss vorhandenen 

Regelungen. 

 

B.11.4 Durchführung der Anpassung 

Die nach den Ziffern B.11.1 bis B.11.3 zulässigen 

Änderungen werden dem Versicherungsnehmer in 

Textform bekannt gegeben und erläutert. Sie finden 

Anwendung, wenn der Versicherer dem Versiche-

rungsnehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 

Textform auf sein Kündigungsrecht nach  

Ziffer B.11.5 hinweist. 

 

B.11.5 Kündigung 

Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-

gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-

rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs Wo-

chen nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 

kündigen. Die Kündigung ist sofort wirksam, frühes-

tens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 

Bedingungsanpassung.  

 

B.12 Verjährung 

 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-

jähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 

dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch ent-

standen ist und der Gläubiger von den Anspruch be-

gründenden Umständen und der Person des Schuld-

ners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässig-

keit erlangen müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 

dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 

Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 

und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-

dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 

mit. 

B.13 Anzeigen und Willenserklärungen 

 

B.13.1  Anzeigen und Willenserklärungen des Ver-

sicherungsnehmers/der versicherten Person und des 

Versicherers bedürfen der Textform (z. B. Brief, Fax, 

E-Mail), soweit nicht ausdrücklich etwas anderes be-

stimmt ist. 

 

B.13.2  Versicherungsvermittler sind zur Entge-

gennahme von Anzeigen und Willenserklärungen 

nicht bevollmächtigt. 

 

B.14 Zuständiges Gericht 

 

B.14.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 

oder der Versicherungsvermittlung ist neben den 

Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das 

Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versi-

cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 

Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen ge-

wöhnlichen Aufenthalt hat. 

 

B.14.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 

Versicherungsvermittlung gegen den Versicherungs-

nehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zustän-

dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 

Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Erman-

gelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufent-

halt hat. 

 

B.14.3  Verlegt der Versicherungsnehmer nach 

Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Versiche-

rungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz oder 

gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhe-

bung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des Ver-

sicherers zuständig. 

 

B.15 Anzuwendendes Recht 

 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

 

B.16 Versicherungsjahr (Travel+) 

 

Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 

Zeitraum von zwölf Monaten. 

 

B.17 Sanktions-/Embargoklausel 

 

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-

stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 

solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 

anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-

sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 

oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-

hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 

Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Ver-

einigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 

Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 

oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 


